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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit» erklärt, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Mühe hat, Kandidaten für die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklärung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beiträgen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
über das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar über die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Für die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tödliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene für Gesprächsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen geprüft, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt  auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
wurde über die Einführung eines Erwerbsersatzes für Gemeinderätinnen und
Gemeinderäte, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie über die Möglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen – was
bisher nur in vereinzelten Kantonen möglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Rütliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement für die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehöre und präsentierte auch hier
Lösungsvorschläge, wie vermehrt Jugendliche für ein Engagement in der Politik
motiviert werden könnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tätige Menschen [...] ihre Altersgenossen für freiwillige
Ämter mobilisieren».

Besorgt über den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universität Bern: Gegenüber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Rückgang an Interessenten für Milizämter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.
2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universität Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1'800 Miliztätige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefähr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tätig, schätzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17'000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemäss der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstärkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztätige sei männlich – der Frauenanteil betrug in der Studie ungefähr einen Drittel –,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verfüge über einen hohen sozialen Status sowie über
einen tertiären Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grösste
Sorge der Miliztätigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht genügend
Zeit für die Ausübung ihrer Ämter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behörden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschädigung war etwa die
Hälfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wünschten sich als Kompensation für ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tätigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als höchste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Gründe an, sondern den Willen, etwas für das Gemeinwohl zu tun.
Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits wünschten sich viele Miliztätige eine höhere Wertschätzung ihrer Arbeit;
dabei genüge es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Präsident Germann angetönt,
die bessere Einbindung der jüngeren Generation entscheidend: Dem mangelnden
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Interesse der Jungen an der Milizarbeit könne mit der Förderung der politischen
Bildung und Aufklärungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitäten etwa – beispielsweise seit 2019 die Universität Basel – belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche für einen Abschluss angerechnet werden können, wenn auch nur zu einem
geringen Anteil. 
Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas für die Gesellschaft täten, betonte Freitag gegenüber den
Medien. So habe zum Beispiel das Eidgenössische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgeführt werden können. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten für den
Gemeinderat. Gegenüber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjährigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilität und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschätzung war bereits von einer 2018
durchgeführten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) über Freiwilligenarbeit
gestützt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verändert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche. 1

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Berichtsjahr wurde in den Medien einige Kritik an der Bundesanwaltschaft und
deren Leiter, Valentin Roschacher, laut. Einerseits wurden ihnen Pannen bei
Ermittlungsverfahren angelastet, andererseits wurde behauptet, dass es der
Bundesanwaltschaft nicht gelinge, das neue Bundesstrafgericht, welches am 1. April in
Bellinzona seine Arbeit aufgenommen hatte, mit einer ausreichend grossen Zahl von
Fällen zu ‚beliefern’ und damit plangemäss auszulasten. Der Nationalrat überwies in der
Herbstsession eine Motion Hofmann (sp, AG) (04.3411) für eine Überprüfung der
Aufsichtsstruktur der Bundesanwaltschaft. Anfang Dezember fällte der Bundesrat den
Grundsatzentscheid, dass die bisherige Zweispurigkeit der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft (administrativ durch das EJPD, fachlich durch das
Bundesstrafgericht) aufgehoben werden soll. Der Chef des EJPD, Christoph Blocher,
sprach sich für eine Unterstellung unter sein Departement aus. Dabei betonte er, dass
dieser Grundsatzentscheid nichts mit den oben erwähnten Kritiken an Roschachers
Amtsführung zu tun, sondern rein organisatorische Gründe habe. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.2004
HANS HIRTER

Unmittelbar nach dem Abschluss der Parlamentsberatungen forderte Bundesrat
Blocher das Bundesgericht auf, angesichts der beschlossenen Entlastungsmassnahmen
Vorschläge für Kosteneinsparungen im Umfang von rund 20% zu machen. Formeller
Anlass für diese Aufforderung war die Bestimmung der Zahl der Richter an dem
organisatorisch um das Eidgenössische Versicherungsgericht erweiterten
Bundesgericht. Darüber entscheidet zwar das Parlament, der Bundesrat muss dem
Parlament aber einen Vorschlag unterbreiten. Gemäss dem neuen Gesetz kann die Zahl
zwischen 35 und 45 variieren, aktuell sind es 41 Richter (30 beim Bundes- und 11 beim
Versicherungsgericht). Bei den zwei Gerichten kam diese Aufforderung Blochers nicht
gut an: Angesichts der Arbeitsüberlastung sei eine Reduktion der Richterzahl nicht
möglich, und zudem sei es auch noch nicht klar, ob die vom Parlament beschlossenen
Massnahmen Kosteneinsparungen zur Folge hätten. In einer gemeinsamen Erklärung
gaben die Gerichte bekannt, dass sie in dieser Sache eine Zusammenarbeit mit dem
Vorsteher des EJPD ablehnten; über allfällige Budgetkürzungen wolle man nur mit dem
dafür allein zuständigen Parlament sprechen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.08.2005
HANS HIRTER

Der 2011 erstmals vom Parlament gewählte Bundesanwalt Michael Lauber, trat Ende
März nach 100 Tagen im Amt vor die Medien. Nach den stürmischen Zeiten in der
Bundesanwaltschaft – Valentin Roschacher hatte 2006 zurücktreten müssen und Erwin
Beyeler wurde 2011 vom Parlament abgewählt – hatte Lauber etwas Ruhe ins Amt
gebracht und setzte vor allem Zeichen hinsichtlich einer besseren Kommunikation um
die Reputation wiederherzustellen. Die Presse stellte dem Neuen ein insgesamt gutes
Zeugnis aus; er müsse sich aber bei schwierigen Fällen erst noch bewähren. Lauber ist
für vier Jahre gewählt. 4
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Der zunehmende Druck der Öffentlichkeit gegen die Judikative manifestierte sich
Ende 2013 in einem erst Mitte März 2014 bekannt gemachten tätlichen Angriff gegen
einen Richter der sozialrechtlichen Abteilung. Der Richter war dem Täter bekannt.
Dieser wollte sich offenbar für einen wenige Tage zuvor gefällten Richterentscheid
rächen. Der Richter wurde auf offener Strasse angegriffen und leicht verletzt – ein
Vorfall, wie er sich zuvor in der Schweiz noch nie ereignet hatte, obwohl
Bundesgerichtspräsident Gilbert Kolly von mehreren Fällen offener Drohung berichtete.
Um dem anscheinend zunehmenden Misstrauen zu begegnen, setzte die Vereinigung
der Richterinnen und Richter eine Ethikkommission ein, die in Form einer
Dialogplattform Empfehlungen für adäquates Verhalten von Justiz-Personen abgeben
soll. Dabei sollen Themen wie Unabhängigkeit (Vereinbarkeit von Parteimitgliedschaft
und Richterrolle; öffentliche Stellungnahmen zu politischen Geschäften),
Unparteilichkeit – vor allem in Kantonen kann es zwischen Staatsanwälten, Verteidigern,
Polizeibeamten und Richtern zu problematischen persönlichen Bindungen kommen –
oder Umgang mit Druck seitens der Öffentlichkeit (z.B. auch via Medien), diskutiert
werden. Ein vorbildliches Verhalten könne helfen, Vertrauen zu schaffen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.03.2014
MARC BÜHLMANN

Verschiedene Ereignisse nährten in den vergangenen Jahren eine verstärkte Diskussion
um die Unabhängigkeit der Schweizer Judikative. Zum einen hatte die SVP bei der
Bestätigungswahl der Richterinnen und Richter am Bundesgericht im Jahr 2014 vier
sich zur Wiederwahl stellenden Kandidierenden – zwei SP-, einem CVP- und einem GP-
Richter –, die ein aus Sicht der Volkspartei umstrittenes Urteil zum Verhältnis zwischen
Völker- und Landesrecht gefällt hatten, ihre Stimme versagt. Auch die Linke strafte bei
derselben Wahl wohl einen SVP-Richter mit Stimmenthaltung ab, worauf zumindest die
Stimmenzahl hinzuweisen schien. Zum anderen nimmt die mediale Berichterstattung
über Gerichtsurteile zunehmend die Parteizugehörigkeit der Richterinnen und Richter
in den Fokus. Insbesondere die Weltwoche wetterte gegen die «Richter, die ihre
Weltanschauungen über den Volkswillen stellen», oder kritisierte unter dem Titel
«Entfremdete Richter» «rote und grüne Bundesverwaltungsrichter», die Asylpolitik
betrieben und das Dublin-System für die Schweiz lahm legten. Sie sah sich gar einen
«Staatsstreich auf Samtpfoten» anbahnen. Der Tages-Anzeiger untersuchte rund
30'000 Urteile zu Asylbeschwerden am Bundesverwaltungsgericht und fand heraus,
dass Richterinnen und Richter der Grünen (21%) und der SP (20.9%) jede fünfte
Beschwerde guthiessen, die Richterinnen und Richter der SVP im Schnitt hingegen nur
13.1 Prozent. Für mediale Aufmerksamkeit sorgte zudem der kurz vor ihrer Wahl zur
Bundesrichterin erfolgte Parteieintritt von Margit Moser-Szeless in die SVP, der «vorab
aus beruflichen Gründen» erfolgt sei (Luzerner Zeitung), weil in der Schweiz nur
Richterin oder Richter werden kann, wer einer Partei angehört. Und schliesslich
weckten auch die Diskussionen um die Besetzung der Posten im Supreme Court in den
USA das Interesse an den Richterwahlen in der Schweiz.    

Wie funktioniert dann aber das System Schweiz, das vom amtierenden
Bundesgerichtspräsidenten Gilbert Kolly in einem Interview mit der NZZ als «singulär in
Europa» bezeichnet wurde? In demokratischen Rechtsstaaten werden Mitglieder der
Judikative entweder auf der Basis ihrer fachlichen Qualifikation oder in einer
demokratischen Wahl bestimmt. Während die meisten Länder eine Kombination beider
Elemente vorsehen, ist es in der Schweiz laut Verfassung praktisch ausschliesslich die
Wahl, die entscheidend ist. Bundesrichter kann werden, wer die Schweizer
Staatsbürgerschaft inne hat und mindestens 18 Jahre alt und mündig ist. Faktisch
werden allerdings praktisch ausschliesslich Personen mit einem Rechtsstudium
berücksichtigt, die einer Partei angehören. Die Betonung des demokratischen Prinzips
will, dass die Wahlbevölkerung, auf nationaler Ebene vermittelt durch das Parlament,
auch die Judikative wählt. Aus dieser Perspektive scheint es sinnvoll, dass die
Richtergremien nach Parteienproporz verteilt werden, also möglichst ein Abbild der
(wählenden) Gesellschaft darstellen. Damit wird auch ein gewisser Meinungspluralismus
in der Judikative sichergestellt. Das System weist aber auch Schwächen auf, auf die mit
zunehmender Diskussion verwiesen wurde. Vordringliche Frage war dabei, ob ein
Richter oder eine Richterin bei einem Urteil, bei dem doch fachliche Überlegungen
leitend sein sollten, Parteienvertretung sein dürfe. Freilich wurde mit Verweis auf die
lange Tradition dieses Systems auch darauf hingewiesen, dass die Parteizugehörigkeit
mit der Zeit meist keine Rolle mehr spiele – die Richterinnen und Richter seien keine
Statthalter der Parteien, meinte etwa der Präsident der Richtervereinigung, Roy Garré
dazu. Aber der Umstand, dass Richterinnen und Richter nicht wie in anderen Ländern
auf Lebenszeit gewählt würden, sondern sich regelmässigen Wiederwahlen stellen
müssten, könne die verlangte Unabhängigkeit negativ beeinflussen – so Garré. Dazu
kommt, dass die Parteien von «ihren» Mitgliedern, die ein judikatives Amt inne haben,
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sogenannte Partei- oder Mandatssteuern einziehen. Dies – so die Kritikerinnen und
Kritiker des Systems – sei wohl auch der Grund, weshalb sich am System kaum etwas
ändern werde. Eine weitere Kritik an der Berufung in der Schweiz ist, dass die fachliche
Qualifikation in den Hintergrund rückt. Weil bei der Auswahl der Kandidierenden bei
Vakanzen der Parteienproporz im Vordergrund steht, haben nicht nur qualifizierte
parteilose Kandidierende, sondern auch Kandidierende, die Parteien angehören, die
beim entsprechenden Gericht übervertreten sind, keine Chance, gewählt zu werden.
Nicht selten komme es deshalb vor wichtigen Vakanzen gar zu Parteiwechseln, wussten
verschiedene Medien zu berichten. 

In der Diskussion wurden verschiedene Reformvorschläge eingebracht; etwa eine
Mischform zwischen Parlamentswahl und Bestimmung eines Teils der Richterinnen und
Richter durch Vorschlag durch das Bundesgericht oder eine Wahl auf Lebenszeit bzw.
bis zum Pensionsalter. Ein strenges Assessment der Kandidierenden könnte den
Vorwurf der mangelnden Qualifikation mindern – ein Vorschlag, der mindestens
teilweise durch die Gründung einer parlamentarischen Gerichtskommission, die für die
Sichtung von Bewerbungen verantwortlich ist, bereits zu Beginn des Jahrtausends im
Rahmen der Totalrevision der Bundesrechtspflege umgesetzt worden war. Erinnert
wurde in den Diskussionen aber auch daran, dass ein apolitisches Gericht gar nicht
möglich und deshalb eine proportionale Vertretung verschiedener Weltanschauungen
gar nicht so nachteilig sei. «Richten ist menschlich», fasste die Wochenzeitung diese
Ansicht zusammen. Bei der Skepsis gegen Richter mit Parteibuch schwinge immer auch
die utopische Sehnsucht nach einem «rein vernunftgetriebenen Funktionieren des
Rechtsstaats mit. 

Mitte März 2017 schaltete sich dann auch die Staatengruppe des Europarats gegen
Korruption (GRECO) in die Diskussion ein. Eine der zwölf Empfehlungen, welche die
Gruppe der Schweiz als Prävention gegen Korruption abgab, war die Schaffung von
Voraussetzungen, damit auch parteiunabhängige Juristinnen und Juristen an ein
eidgenössisches Gericht gewählt werden können. Auch die Parteisteuer widerspreche
dem Grundsatz der Unabhängigkeit. 

Die Diskussionen kulminierten schliesslich in der Lancierung der «Justiz-Initiative», mit
der eine «Entpolitisierung» der Richterwahlen anstrebt werde, wie ein Komiteemitglied
Ende 2017 der NZZ verriet. 6

Ende 2018 veröffentlichte die Sonntagszeitung eine Analyse von rund 79'000
Bundesgerichtsurteilen, in der sie die Zusammensetzung des Bundesgerichtes
hinsichtlich des Geschlechts untersuchte. Die Zahlen zeigten, dass nur bei 48 Prozent
aller Urteile mindestens eine Richterin vertreten war. In 88 Prozent aller Urteile war
mindestens ein Richter vertreten. Mehr als die Hälfte aller Urteile am Bundesgericht,
das Ende 2018 aus 14 Bundesrichterinnen und 24 Bundesrichtern bestand, wurde also
von einem Mann oder einem rein männlichen Richtergremium aus drei oder fünf
Bundesrichtern gefällt. Auffällig war die Ungleichverteilung der Geschlechter zwischen
den einzelnen Abteilungen. So sassen in der ersten zivilrechtlichen Abteilung lediglich
Frauen, während die erste öffentlich-rechtliche Abteilung nur von Männern besetzt
war. Zentral für die Bildung der Gremien sind einzig die fachlichen und sprachlichen
Kenntnisse, nicht aber die Parteizugehörigkeit oder eben das Geschlecht. 
Die Zeitung zitierte zudem zwei Studien mit Resultaten zu Unterschieden in
Gerichtsurteilen zwischen Richterinnen und Richtern. In einer Studie aus der Schweiz
konnten keine Differenzen zwischen den Geschlechtern gefunden werden. Wichtiger
sei die individuelle Sozialisierung der oder des Richtenden. Eine Studie aus Kanada
hingegen zeigte, dass Richterinnen in gemischten Gremien mit ihrem Urteil häufiger in
der Minderheit sind und ergo anders urteilten als ihre männlichen Kollegen. Immerhin
habe man in der Schweiz zumindest bei Straftaten gegen die sexuelle Integrität das
Recht, eine Gerichtsperson des eigenen Geschlechts zu beantragen, obwohl laut
Berichten von Anwältinnen und Anwälten sowie Strafrechtlern Richterinnen bei
Sexualdelikten strenger urteilen würden als ihre männlichen Kollegen, weil sie «die
Erzählungen der meist weiblichen Opfer eher in Zweifel ziehen», so die
Sonntagszeitung, 

Die Vereinigung «Juristinnen Schweiz» forderte, dass das Geschlecht bei der Wahl von
Richterinnen und Richtern eine grössere Rolle spielen soll. Ein Problem sei dabei
allerdings das Wahlverfahren, das die Parteizugehörigkeit zu stark beachte. Es gäbe
zwar viele Frauen zur Auswahl – an den rechtswissenschaftlichen Fakultäten seien die
Studentinnen in der Überzahl –, weil diese in Parteien aber weniger gut vernetzt seien,
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würden sie nicht gleich stark berücksichtigt wie Männer. 7

2018 geriet die Bundesanwaltschaft etwas häufiger in den Fokus der Medien. Michael
Lauber hatte zwar zu Beginn seiner zweiten Amtszeit durchwegs gute Kritiken erhalten –
als erster Bundesanwalt, der vom Parlament nicht nur gewählt (2011), sondern auch
bestätigt worden war (2015). Aufgrund verschiedener Ereignisse schien die Stimmung
im Verlauf des Jahres 2018 allerdings langsam zu kippen. Bereits anfang Jahr erregte
der im Sommer 2017 gefällte abschlägige Entscheid des Parlaments, der
Bundesanwaltschaft einen Nachtragskredit zu gewähren, für Aufregung, weil eine
Nachfrage der Zeitung «Nordwestschweiz», wofür das Geld verwendet worden wäre,
von der Bundesanwaltschaft nicht beantwortet wurde. Die Zeitung zweifelte laut
darüber, ob Lauber seine Ressourcen richtig einsetze. 
Zu reden gaben zudem zwei ehemalige Staatsanwälte, die nach ihrem Austritt in
Bereichen tätig wurden, für deren Behandlung sie sich bereits während ihrer Tätigkeit
als Angestellte der Bundesanwaltschaft zuständig gezeigt hatten. Auch auf Anraten der
AB-BA, die das Problem in ihrem Jahresbericht aufgriff, wurde daher ein Code of
Conduct erstellt. 
Von einer «schwarzen Woche für die Bundesanwaltschaft» schrieb die Aargauer
Zeitung Mitte Juni, da die Behörde zwei Verfahren vor Bundesstrafgericht verlor.
Sowohl die Tamil Tigers als auch der Islamische Zentralrat der Schweiz (IZRS) wurden
vom Gericht vom Vorwurf frei gesprochen, eine kriminelle Organisation bzw. Terror-
Unterstützer zu sein. «Handwerkliche Fehler» und «fehlende Qualitätssicherung» die
sich die Bundesanwaltschaft nicht leisten dürfe, seien mit Ursache für die Niederlage,
urteilte die NZZ. 
Auch dafür, dass die Bundesanwaltschaft keine Strafanzeige wegen Verdachts auf
Betrug rund um die Bürgschaften bei Schweizer Hochseeschiffen einreichte, wurde
Michael Lauber medial kritisiert. 
Und auch die Basler Zeitung reihte sich Ende 2018 in die negativen Kritiken ein.
«Dinosaurier-Ermittlung» nannte sie die 27 Fälle, die noch vor Laubers Amtsantritt
eröffnet worden und nach so langer Zeit noch immer hängig waren. Insgesamt seien
Ende 2018 ganze 472 Verfahren noch nicht abgeschlossen. In einem wichtigen Fall, in
dem sich bereits für einzelne aufgeführte Anklagepunkte die Verjährungsfrist nähere,
sei die Anklageschrift wegen gravierender Mängel zurückgewiesen worden. «Ermitteln
im Schneckentempo», urteilte die Basler Zeitung, helfe nicht, den stetig wachsenden
Pendenzenberg abzubauen. 
Die Bundesanwaltschaft wehrte sich gegen die Kritik. Die Komplexität und
Internationalität der Fälle sowie der Umstand, dass das Schweizer Strafprozessrecht
nicht auf Grossverfahren ausgerichtet sei, machten es nicht leicht. Man stehe dauernd
im Rampenlicht und müsse zudem auch im Zweifelsfall Anklage erheben, während das
Gericht im Zweifelsfall für den Angeklagten entscheiden müsse.
Schliesslich geriet die Bundesanwaltschaft Ende 2018 auch im Zusammenhang mit dem
«Fifa-Fall» immer stärker in den medialen Fokus. 8
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Anfang November 2018 geriet Bundesanwalt Michael Lauber aufgrund verschiedener
Vorkommnisse im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der
Fédération Internationale de Football Association (Fifa) stark unter Druck. Das auch
international stark beachtete Strafverfahren war 2015 wegen Verdachts auf ungetreue
Geschäftsbesorgung, auf Geldwäscherei sowie auf die Gewährung unrechtmässiger
Vorteile zur Beeinflussung der Vergaben der Fussballweltmeisterschaften 2018 und
2022 an Mitglieder des Exekutivkomitees der Fifa gestartet worden. In der Zwischenzeit
hatte der Fall riesige Dimensionen angenommen: 25 hängige Strafverfahren,
Zusammenarbeit mit 15 Ländern, 45 Rechtshilfegesuche und 19 Terabytes an Daten,
wusste die NZZ zu berichten. 

Unter dem Namen «Football Leaks» enthüllte ein internationales Netzwerk im
November 2018, dass sich Lauber während des laufenden Verfahrens zweimal mit dem
im Februar 2016 zum neuen Fifa-Generalsekretär gewählten Gianni Infantino in einem
Restaurant in Zürich bzw. Bern getroffen haben soll. Praktisch gleichzeitig wurde
bekannt, dass der Abteilungsleiter «Wirtschaftskriminalität» der Bundesanwaltschaft
und Chefermittler im Fifa-Fall, Staatsanwalt Olivier Thormann, kurz vor
Veröffentlichung der Leaks vorsorglich freigestellt worden war. Verschiedene
Parlamentsmitglieder und auch die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) kündigten in der Folge an, die Hintergründe dieser Treffen und der Freistellung
abklären zu wollen. In den Medien wurden in der Folge zwei Fragen diskutiert: Weshalb
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Thormann, der schliesslich nicht mehr auf seinen Posten zurückkehrte, trotz nicht
erhärtetem Verdacht gegen ihn suspendiert worden sei und weshalb die
«Standortbestimmungen mit Verfahrensbeteiligten», wie die Bundesanwaltschaft die
Treffen mit Infantino bezeichnete, ausserhalb der behördlichen Räumlichkeiten
stattgefunden hätten und nicht protokolliert worden seien. In einer Pressekonferenz
erklärte Lauber seine Treffen mit der Fifa-Führung. Es sei um eine Standortbestimmung
gegangen und um die Entwicklung einer Strategie für die Führung des Verfahrens. Die
Fifa sei Privatkläger und geschädigte Partei, daher sei es darum gegangen, abzuklären,
ob der Weltfussballverband auch unter Infantino kooperativ bleiben würde. Eine
Dokumentationspflicht gelte für solche koordinative und informelle Treffen nicht.
Hinsichtlich Thormann sei er von Amtes wegen verpflichtet gewesen, abzuklären, ob
dieser sich straffällig verhalten habe.

Die Medien berichteten trotz der Beteuerungen Laubers zunehmend skeptisch über die
Affäre. Die NZZ schrieb noch Ende 2018 etwa von einer «nebulösen Nähe» zwischen der
Fifa und der Bundesanwaltschaft. Ins mediale Fadenkreuz geriet dabei auch der
Oberstaatsanwalt des Kantons Wallis und Jugendfreund des Fifa-Generalsekretärs,
Rinaldo Arnold, der laut NZZ die Treffen zwischen Lauber und Infantino eingefädelt und
dafür von Infantino verschiedene Gefälligkeiten erhalten haben soll. 

Eine neue Wendung erhielt die Geschichte Mitte April 2019. Das Verfahren gegen Arnold
wurde zwar eingestellt – die Geschenke im Gesamtwert von rund CHF 20'000 seien aus
einem freundschaftlichen Verhältnis heraus erfolgt –, im Rahmen der Untersuchungen
stiess man aber auf Daten, die auf ein drittes Treffen zwischen Lauber und Infantino im
Sommer 2017 in Bern hindeuteten, an dessen Inhalt sich aber niemand erinnern könne
und das ebenfalls nicht protokolliert worden sei, so die NZZ. Auf die Frage der AB-BA im
November 2018, ob weitere Treffen stattgefunden hätten, habe Lauber mit «Nein, nie
auf Stufe Bundesanwalt» geantwortet, meldete der Tages-Anzeiger. Nicht nur diese
Aussage, sondern auch der Zeitpunkt des Treffens müsse auf Misstrauen stossen, so die
Medien. Rund ein halbes Jahr nach dem Treffen habe die Bundesanwaltschaft nämlich
die Ermittlungen gegen Infantino selber eingestellt, die diesen in seiner Rolle als
damaligen Uefa-Rechtschef betroffen und unter Korruptionsverdacht gestellt hätten.

Die AB-BA hatte in der Zwischenzeit die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen
Lauber geprüft. Dieser setze nicht nur seine Karriere, sondern auch die millionenteuren
Ermittlungen und das Ansehen der Schweiz aufs Spiel, kritisierte Hanspeter Uster,
aktueller Präsident der AB-BA. Der Fifa-Komplex sei systemrelevant geworden. Zudem
könnten solche nicht protokollierte Treffen von den Verteidigern einer anklagenden
Partei als Befangenheit der Bundesanwaltschaft in einen Prozess eingebracht werden. 

In der Folge wurden die Kritiken mit der Wiederwahl Laubers für die Amtszeit 2020 bis
2023, die für die Sommersession 2019  geplant war, verknüpft. Verschiedene
Parlamentsmitglieder meldeten sich zu Wort. «Ein Bundesanwalt, der die Wahrheit
verschweigt oder der lügt, ist nicht tragbar», liess sich etwa Christa Markwalder (fdp,
BE) im Sonntags-Blick zitieren. Ein Bundesanwalt mit Gedächtnislücken sei nicht
haltbar, meinte auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im «Blick». Lauber
bestätigte in einem Radiointerview, sich nicht mehr an das Treffen erinnern zu können
und beteuerte seine Absicht, zur Wiederwahl antreten zu wollen. 9

Der Bundesanwalt Michael Lauber, der seit 2012 lange Zeit als «zupackender und
kommunikativer» oberster Strafverfolger viele Lorbeeren geerntet hatte, geriet 2019
nicht nur aufgrund der Fifa-Affäre, immer stärker in die mediale Kritik. 
Die negative Presse nahm fast wöchentlich an Umfang zu: Bemängelt wurde etwa der
starke Anstieg hängiger Strafuntersuchungen, die sich seit Laubers Amtsantritt beinahe
verdoppelt hätten, obwohl die Bundesanwaltschaft personell um ein Drittel
angewachsen sei, wie der Sonntags-Blick aufzeigte. Zudem strecke die Behörde jedes
Jahr öfter die Waffen und sistiere teilweise jahrealte Untersuchungen, ohne dass es zu
Anklagen komme – so das Sonntagsblatt weiter. Anfang Jahr berichtete der Tages-
Anzeiger, dass die Bundesanwaltschaft vom Bundesstrafgericht wegen eines
Verfahrensmangels eine scharfe Rüge erhalten habe. Die Wochen-Zeitung warf Lauber
«Beisshemmungen» gegenüber Grossbanken vor.  Für mediale Aufmerksamkeit sorgte
zudem die von Lauber angeordnete Absetzung der Leiterin der Abteilung
«Völkerstrafrecht und Rechtshilfe» im April. Ehemalige Mitarbeiter übten im «Blick»
Kritik an Laubers Führungsstil. Er ernte gerne Lorbeeren, gebe Kritik aber nach unten
weiter. Bei vielen Mitarbeitenden herrsche «ein Klima der Angst». In vielen Fällen
entscheide Lauber alleine. Auch das St. Galler Tagblatt urteilte, der Bundesanwalt sei
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mächtiger als der Bundesrat. Er habe eine für Schweizer Verhältnisse unübliche
Machtfülle und entscheide alleine über die Wahl oder Abwahl von Staatsanwälten sowie
über Verfahrensfragen. Erschwerend komme die Schwäche der Aufsichtsbehörde über
die Bundesanwaltschaft (AB-BA) hinzu, die mit 110 Stellenprozenten die
Bundesanwaltschaft mit rund 240 Mitarbeitenden kontrollieren müsse.
Positive Medienberichte über die Bundesanwaltschaft wurden – wie schon 2018 –
seltener. Die NZZ erinnerte zwar daran, dass Lauber keine krassen Verfehlungen
vorgeworfen werden könnten. Es sei zudem unbestritten, dass er seine Behörde gut
ausgerichtet und effizient reorganisiert habe, was bei der Internationalisierung der
Kriminalität auch unbedingt notwendig sei. Die «Häufung von handwerklichen Fehlern»
in letzter Zeit mache den amtierenden Bundesanwalt jedoch angreifbar. Kritisiert
wurde zudem, dass der sonst «eloquente Erklärer» (Tages-Anzeiger) abtauche, wenn
man von ihm Erklärungen erwarte. Freilich nahm Lauber dann Mitte Mai Stellung zum
gegen ihn angestrengten Disziplinarverfahren, das aufgrund der Fifa-Affäre eingeleitet
worden war und zur Verschiebung seiner Wiederwahl von der Sommer- auf die
Herbstsession geführt hatte. 
Damit beruhigte sich die Situation allerdings nicht. Lauber musste Anfang Juni gegen
einen früheren Mitarbeiter aussagen, der auf einer Russlandreise Geschenke
angenommen haben soll. Dies wurde in den Medien breit kommentiert, obwohl dem
Bundesanwalt in diesem Prozess nichts vorgeworfen werden konnte. In der Aargauer
Zeitung wurde dann allerdings kolportiert, dass zwischen der Bundesanwaltschaft und
der russischen Generalstaatsanwaltschaft enge Beziehungen gepflegt würden: «Lauber
geht vor den Russen in die Knie», titelte das Blatt. Die Weltwoche sprach von
«Mauscheleien» und einem «Festival der Befangenheit». Da sich der Mitarbeiter unter
anderem auf eine Bärenjagd habe einladen lassen, wurde in den Medien in
Zusammenhang mit dieser Geschichte vom «Bärenjäger» berichtet. 
Nach der Wiederwahl Laubers Ende September wurde es in den Medien dann aber auf
einen Schlag wieder ziemlich still um die Bundesanwaltschaft. 10

Ein Element im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der Fédération
Internationale de Football Association (Fifa) war das in den Medien so bezeichnete
«Sommermärchen-Verfahren» (Tages-Anzeiger), in welchem die Vergabe der
Weltmeisterschaft 2006 an Deutschland untersucht und die Spitze des Deutschen
Fussballbundes angeklagt werden sollte. Dieses drohe aufgrund des schleppenden
Tempos der Bundesanwaltshaft zu verjähren, da die Verjährungsfrist 15 Jahre betrage.
Die strittige Zahlung, die im Mittelpunkt dieser Untersuchung stand – dem Fifa-
Funktionär Mohamed bin Hammam sollen CHF 10 Mio. überwiesen worden sein, um ihn
günstig zu stimmen –, soll Ende April 2005 gemacht worden sein. Den in diesem
Zusammenhang stehenden, international hohe Wellen werfenden Untersuchungen
gegen Sepp Blatter, Franz Beckenbauer, die beiden Ex-Präsidenten des deutschen
Fussballbundes, Theo Zwanziger und Wolfgang Niersbach, sowie gegen den
Generalsekretär des Deutschen Fussballbundes Horst Schmidt und den Schweizer Ex-
Fifa-Generalsekretär Urs Linsi drohten zudem Verzögerungen, weil aufgrund der
Treffen Laubers mit Infantino tatsächlich ein Ausstandsbegehren, also ein Verdacht auf
Befangenheit, beim Bundesstrafgericht eingereicht worden war. 
Darüber hinaus reichte Zwanziger bei der Bundesanwaltschaft eine Strafanzeige gegen
Infantino wegen ungetreuer Geschäftsbesorgung ein. Und auch Blatter gab bekannt,
rechtliche Schritte gegen seinen Nachfolger unternehmen zu wollen. 

Öl ins Feuer – so die NZZ – goss dann auch noch der ehemalige Präsident der Uefa,
Michel Platini. Er kolportierte via französische Medien, dass die Schweizer
Bundesanwaltschaft just in dem Moment ein Strafverfahren gegen Josef Blatter und ihn
eingeleitet habe – Platini stand unter Verdacht, von Blatter ein Honorar von CHF 2 Mio.
erhalten zu haben –, als Platini sich für die Präsidentschaft der Fifa beworben habe.
Zwei Monate vor der Eröffnung dieses Verfahrens habe ein Treffen zwischen
Bundesanwalt Lauber und Infantino stattgefunden – Infantino wurde später zum Fifa-
Präsidenten gewählt. In der Fachwelt wurde spekuliert, wie die Bundesanwaltschaft von
der Millionen-Zahlung, die Grundlage für die Einleitung des Strafverfahrens gewesen
war, Kenntnis haben konnte. Freilich räumte Platini ein, dass er keine Beweise habe.

Mitte Juni 2019 kam es dann zu «Laubers Waterloo», wie die Aargauer Zeitung titelte:
Das Bundesstrafgericht erklärte den Bundesanwalt rückwirkend auf 2016 für befangen
im Fifa-Fall. Lauber habe Verfahrensregeln verletzt und sich aktiv in laufende Verfahren
eingemischt, wobei der Zweck sowie Inhalt der Treffen zwischen Lauber und Infantino
nicht klar seien. Das Gebot der Gleichbehandlung aller Verfahrensbeteiligten sei
missachtet worden. Wenn solche Treffen, wie Lauber stets beteuert habe, einer
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effizienten Beweissicherung und Sachverhaltsabklärung dienen würden, dann müssten
sich diese auch in konkreten Verfahren niederschlagen, was bisher nicht der Fall sei, so
das Gericht in seiner Begründung. Da das Urteil rechtskräftig war, musste Lauber beim
Fifa-Dossier ab sofort in den Ausstand treten. Die Leitung des Verfahrens-Komplexes
werde vom stellvertretenden Bundesanwalt Jacques Rayroud übernommen, der kurz
zuvor vom Parlament in seinem Amt bestätigt worden war. Ob und wie sich diese
«Schlappe» und dieses «Fiasko» (St. Galler Tagblatt) für den Bundesanwalt hinsichtlich
seiner auf den Herbst verschobenen Wiederwahl auswirken würde, wurde zur zentralen
Frage in den Medien. Die Stimmen, die seiner Bestätigung skeptisch gegenüberstünden,
würden sich mit dem Befangenheitsurteil wohl noch mehren, urteilte die NZZ. 

Doch die Geschichte war damit für Lauber noch nicht zu Ende. Er wehrte sich gegen
den Entscheid des Bundesstrafgerichts, indem er einem der drei urteilenden
Bundesrichter selber Befangenheit vorwarf. Lauber erkläre den Krieg, titelte Le Temps.
Auf das mit dem Vorwurf verknüpfte Revisionsgesuch ging dann die Berufungskammer
des Bundesstrafgerichts allerdings nicht ein – Befangenheitsentscheide seien keine
revisionsfähigen Urteile, so die gerichtliche Begründung –, so dass der
«Befreiungsschlag» zum «Rohrkrepierer» geworden sei, wie die Basler Zeitung Mitte
Juli kommentierte. 

Anfang August kam es dann zu ersten Anklagen gegen Spitzenfunktionäre aus dem
Sommermärchen-Fall. Angeklagt wurden Zwanziger, Niersbach, Schmidt und Linsi.
Ebenfalls angeklagt worden wäre Franz Beckenbauer. Da dieser aber aus
gesundheitlichen Gründen nicht vernehmungsfähig war, wurde das Verfahren gegen ihn
abgetrennt. Auch das Strafverfahren gegen Blatter wegen mutmasslicher ungetreuer
Geschäftsbesorgung lief parallel weiter. Im Blick wurde gemutmasst, dass Lauber mit
den Anklagen den «Befreiungsschlag» versuche, um seine «Karten auf eine Wiederwahl
im September zu verbessern». Weil die Wiederwahl schliesslich Ende September
gelang, wurde es in den Medien um die Fifa-Affäre bis Ende Jahr wieder still. 11

Das Bundesstrafgericht geriet Ende 2019 stark in den Fokus der Medien. Mit einem
Gerichtsentscheid gegen Bundesanwalt Michael Lauber wurde eine eigentliche Lawine
ausgelöst. Im Anschluss an den Entscheid des Gerichts mit Sitz in Bellinzona,
Bundesanwalt Michael Lauber wegen Befangenheit vom «Fifa-Fall» auszuschliessen,
vermuteten die Medien Klüngelei und erhoben teilweise schwere Vorwürfe, die im
Verlauf des Jahres 2020 schliesslich auch die Politik zum Reagieren zwangen. 

Hinter dem Entscheid gegen Lauber Mitte Juni 2019 vermutete die Weltwoche auch
personelle Verstrickungen. «Dass sich Anwälte, Strafverfolger und Richter in der kleinen
Schweiz kennen und sich ihre Wege immer wieder mal kreuzen, lässt sich nicht
verhindern. Umso wichtiger ist es, jeglichen Anschein von Befangenheit zu vermeiden»
– so die Weltwoche. Der Ausschluss von Lauber vom Fifa-Fall zog weitere Kreise als
bekannt wurde, dass der für das Befangenheitsurteil verantwortliche Richter – Giorgio
Bomio (sp) – vom Kollegium (also allen Richterinnen und Richtern am
Bundesstrafgericht) nicht wie üblich für eine zusätzliche Amtsperiode zum Präsidenten
der Beschwerdekammer gewählt worden war. Statt Bomio war Roy Garré (sp) zum
Vorsitzenden bestimmt worden. Die NZZ vermutete, dass Meinungsverschiedenheiten
wegen der Kritik an Lauber zur Nichtwahl von Bomio geführt hätten. Da sowohl Bomio
wie auch Garré der SP angehörten, könnten parteipolitische Überlegungen
ausgeschlossen werden, so die Neue Zürcher Zeitung. Die Sonntagszeitung und die
Tribune de Genève doppelten nach und sprachen von einem «Putsch». Neben Bomio
sei auch Claudia Solcà (cvp) nicht mehr als Präsidentin der Berufungskammer bestätigt
worden – stattdessen hatte das Gremium Olivier Thormann (fdp) zum Präsidenten der
Berufungskammer gewählt. Auch Solcà galt als Kritikerin Laubers, so soll sie als
Vorsitzende der Berufungskammer im Fall der Beschwerde Laubers gegen seine
Befangenheit das für den Fall zuständige Richtergremium «sehr eigenwillig»
zusammengestellt haben. Ihr seien aber auch grobe Führungsmängel vorgeworfen
worden, berichteten die Medien.

Aufgrund dieser Ereignisse begannen Mitarbeitende der CH-Media-Gruppe die
Vorkommnisse am Bundesstrafgericht eingehender zu recherchieren. Ende 2019 sprach
die Aargauer Zeitung von einer «Art Sittenzerfall in Bellinzona» und untermauerte diese
Behauptung mit einer Reihe von Argumenten: Das Bundesstrafgericht werde von der
SVP und von Deutschschweizern dominiert. In der Tat bestand das Präsidium aus zwei
SVP-Richtern – Stephan Blättler und Sylvia Frei als Präsident und Vizepräsidentin. Zwar
wählte die Vereinigte Bundesversammlung in der Wintersession 2019 dann als drittes
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Mitglied in die Gerichtsleitung nicht wie vom Bundesstrafgericht vorgeschlagen Andrea
Blum, auch sie eine Richterin der SVP, sondern Olivier Thormann (fdp), auch er
allerdings Deutschschweizer. Diese dreiköpfige Verwaltungskommission habe
gewichtige Kompetenzen, die laut internen Quellen auch zu Privilegien- und
Günstlingswirtschaft geführt hätten, so die AZ weiter. Von rückwirkender Erhöhung von
Pensen, Spesenexzessen, aber auch von Mobbing und Sexismus würden anonyme
interne Quellen gemäss der Zeitung berichten. Kritikerinnen und Kritiker dieses
Systems würden abgestraft – die Nichtbestätigung von Bomio und Solcà müsse auch in
diesem Licht betrachtet werden. Als wesentliches Problem des Gerichts machte die AZ
gestützt auf Beobachterinnen und Beobachter die Dominanz der SVP aus: Der Verdacht
bestehe, «dass politischer Einfluss genommen wird, dass die Gewaltenteilung nicht
mehr eingehalten wird, dass Entscheide plötzlich nicht mehr mit der nötigen
Unabhängigkeit getroffen werden».

Die medialen Vorwürfe warfen Wellen bis ins Bundeshaus und führten zu zahlreichen
Reaktionen. Verschiedene Mitglieder der GK gaben sich verblüfft über die Zustände und
forderten eine Aufklärung durch die GPK. Der Präsident der GPK, Erich von Siebenthal
(svp, BE), versprach laut Aargauer Zeitung, dass er sich der Sache annehmen werde. 

Aktiv wurde in der Folge dann das Bundesgericht, dem die administrative Oberaufsicht
über das Bundesstrafgericht obliegt. Eine bundesgerichtliche Verwaltungskommission –
bestehend aus Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp), Vizepräsidentin Martha
Niquille (cvp) sowie Yves Donzallaz (svp) – leitete Ende Januar ein aufsichtsrechtliches
Verfahren ein, um die in der Presse geäusserten Vorwürfe zu untersuchen. 
In den Medien stiess die Untersuchung auf Interesse: Das Bundesgericht müsse nun
beweisen, dass es seine Aufsichtsaufgabe ernst nehme und «nicht nur einmal im Jahr
zum Kaffeetrinken in trauter Runde nach Bellinzona» fahre, forderte die NZZ. In der
Untersuchung am «Bundesstreitgericht» – so der Tages-Anzeiger – müssten die
«persönlichen Animositäten, Intrigen und Machtkämpfe» beleuchtet werden. Das
Waschen dieser dreckigen Wäsche führe zwar dazu, dass die Schweizer Justiz an
Glaubwürdigkeit verliere, es zeige sich aber auch, «dass Richter nicht Säulenheilige von
Recht und Moral sind, sondern oft allzu menschlich und machtsüchtig agieren»,
erinnerte die Weltwoche.

Mitte April 2020 legte die bundesgerichtliche Verwaltungskommission ihren
Aufsichtsbericht vor, in dem die Vorwürfe allesamt entkräftet wurden. Es gebe
insbesondere keine Hinweise auf Spesenmissbrauch, sexuelle Übergriffen oder
Mobbing. In den Medien war man sich jedoch einig, dass der Bericht die Vorwürfe nicht
gänzlich hätte widerlegen können. Der Bericht zeige vielmehr auf, wie schlecht die
Führungsarbeit am Bundesstrafgericht funktioniere, weil «Streit und
Selbstherrlichkeit» herrschten, wie der Tages-Anzeiger kommentierte. Die Weltwoche
vermutete freilich, dass die Kommission wohl nicht neutral geurteilt habe, um die
«leidige Sache einfach möglichst schnell vom Tisch [zu] haben».

Auch die GPK, welcher die parlamentarische Oberaufsicht über die Bundesgerichte
obliegt, äusserte harsche Kritik am Aufsichtsbericht und liess kein gutes Haar daran. Die
bundesgerichtliche Verwaltungskommission habe gravierende Fehler begangen und
angeschuldigten Personen das rechtliche Gehör verweigert. Die GPK veröffentlichte gar
eine nur sehr selten angewendete oberaufsichtliche Feststellung, in der sie
Richtigstellungen am Bericht anbrachte. Erschwerend kam hinzu, dass ein vertraulicher
Vorentwurf ihrer Feststellung an die Öffentlichkeit gelangt war und die Untersuchung
selber dadurch in den Medien viel Aufmerksamkeit erhalten hatte. Die GPK reichte
deswegen Strafanzeige gegen Unbekannt wegen Verletzung des Amts- und
Kommissionsgeheimnisses ein. In ihrer Feststellung äusserte die GPK «einen gewissen
Handlungsbedarf», die Rechtsgrundlagen der bundesgerichtlichen Aufsicht zu prüfen,
da diese nur «rudimentär geregelt» sei. 

Im Juli 2020 gelangten dann einige Mitglieder des Bundesstrafgerichts mit einem an die
Aufsichtskommission des Bundesgerichts gerichteten Brief an die Öffentlichkeit. Sie
wollten sich gegen den Reputationsschaden durch die wiederholt negativen
Schlagzeilen in den Medien wehren, die «weitgehend unbegründet und
gegenstandslos» seien. Allerdings zeigte der Brief auch auf, dass in Bellinzona nach wie
vor nicht Eitel Freude herrschte: Die Verfasserinnen und Verfasser des Briefs
kritisierten die «Unterstellungen einiger weniger Personen», die diese extern
gegenüber Medien und Parlamentsmitgliedern bewirtschaften würden. Damit wollten
diese «wenigen Mitarbeitenden [...] dem Bundesstrafgericht, der Direktion und der
grossen Mehrheit der Mitarbeitenden bewusst [...] schaden». Vorrangiges Interesse des
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gesamten Bundesstrafgerichts sei es nun, die gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen und das
Arbeitsklima wieder auf ein solides Fundament zu stellen. Dafür seien einige Prozesse
eingeleitet worden, schloss der Brief. Zwar wurden im Brief keine Namen genannt,
lediglich 15 der 20 Bundesstrafrichterinnen und -richter hatten den Brief aber
unterzeichnet. 
In den Medien löste das Schreiben Kopfschütteln aus. Es sei beschämend, dass
«medienwirksam und anonym» Kolleginnen und Kollegen gegeisselt würden. Damit
werde sich die Situation in Bellinzona kaum verbessern, kommentierte etwa die NZZ.
Die Ereignisse rund um das Bundesstrafgericht würden zudem wohl auch die
Diskussionen um die Justiz-Initiative anheizen, war man sich in den medialen
Kommentarspalten einig. 12

Das Bundesgericht geriet im Jahr 2020 in die Kritik. Dafür verantwortlich waren drei
miteinander verknüpfte Ereignisse, die in den Fokus der Medien gerieten: Die
Untersuchung des Bundesstrafgerichtes durch eine Kommission des Bundesgerichtes,
das Verhalten verschiedener Personen bei dieser Untersuchung – insbesondere
Gerichtspräsident Ulrich Meyer geriet stark in die Kritik – und die zunehmende
Personalisierung und Politisierung der eidgenössischen Gerichte. 

Das Bundesgericht fungiert als Oberaufsicht über das Bundesstrafgericht und hatte die
dortigen Vorkommnisse zu untersuchen. Der Untersuchungskommission gehörten der
Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp), die Vizepräsidentin Martha Niquille (cvp)
sowie Bundesrichter Yves Donzallaz (svp) an. Dieses Gremium sollte mit Hilfe von
Befragungen abklären, ob die in einigen Medien erhobenen Vorwürfe gegen das
Bundesstrafgericht (die Rede war von Spesenexzessen, Mobbing und Sexismus)
zutreffen. 

Weil während einer Einvernehmenspause das Aufnahmegerät nicht abgeschaltet war
und die daraus resultierende Aufnahme der TV-Sendung «Rundschau» zugespielt
wurde, wurde Mitte Juni publik, dass sich Ulrich Meyer beleidigend und sexistisch über
eine Bundesstrafrichterin geäussert hatte. Meyer entschuldigte sich unverzüglich bei
der betreffenden Richterin und räumte seinen Fehler öffentlich ein. Die Entgleisung
wurde freilich zum gefundenen Fressen für die Medien, die einen «Sittenzerfall auch
bei Bundesrichtern» (Aargauer Zeitung) konstatierten. Vor allem die CH Media-Gruppe
schoss sich in der Folge auf den Bundesgerichtspräsidenten ein, der «entgleist» und
«sexistisch gescheitert» sei. Die Aargauer Zeitung berichtete über Politikerinnen und
Politiker, die den Rücktritt Meyers forderten, da er seine Glaubwürdigkeit verloren
habe. Die Zeitung warf der SP, der Meyer angehört, vor, in Zeiten von «#MeToo» wohl
dessen Rücktritt gefordert zu haben, wenn Meyer nicht in ihrer Partei wäre. Auch in der
Sonntagszeitung wurde die «Richteraffäre» breit diskutiert. Verschiedene
Parlamentsmitglieder distanzierten sich zwar von Meyers Aussagen, bezeichneten die
Rücktrittsforderungen aber als übertrieben. Meyers Verhalten sei kein Grund für ein
Amtsenthebungsverfahren, gab etwa GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR) der
Sonntagszeitung zu Protokoll. Die NZZ sprach von «atmosphärische Störungen» an den
eidgenössischen Gerichten. Die Weltwoche hielt Meyer zugute, dass er während seiner
Präsidentschaft versucht habe, das Betriebsklima zu verbessern. Zwischen «Kollegialität
und Beziehungskorruption» liege aber nur ein schmaler Grat. «Vielleicht ist es heilsam,
wenn man sich wieder einmal vor Augen führt, dass Richter nicht die Heiligen sind, als
die sie sich gerne inszenieren, sondern Menschen mit Unzulänglichkeiten und
gelegentlich auch niederen Instinkten», schloss die Weltwoche – ohne jedoch darauf zu
verzichten, eine alte Geschichte auszugraben, bei der Meyer einer Geliebten angeblich
bei einem Vermögensdelikt geholfen haben soll. 

Im Sommer machte Meyer publik, dass er Ende 2020, also am Schluss seiner Amtszeit
als Gerichtspräsident, zurücktreten werde. Bundesrichter dürfen bis zu ihrem 68
Lebensjahr im Amt bleiben. Meyer hätte also noch ein weiteres Jahr als Bundesrichter
amten dürfen, entschied sich aber gegen diese Option. Die Aargauer Zeitung urteilte,
dass er den Zeitpunkt für einen ehrenvollen Abgang verpasst habe, und brachte gleich
ein neues «Problem» ins Rollen. Die Vizepräsidentin und designierte Präsidentin
Martha Niquille (cvp) stehe nämlich vor einem Problem, weil sie den «problematischen
Untersuchungsbericht» zum Bundesstrafgericht mitverfasst habe. In der Tat wurde
dann die Wahl des Bundesgerichtspräsidiums in der Wintersession 2020 von
unschönen Tönen begleitet. Dennoch wurde Martha Niquille zur ersten
Bundesgerichtspräsidentin gewählt.

Im Herbst machte die Aargauer Zeitung schliesslich publik, dass die
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Bundesstrafrichterin, gegen die sich Meyer sexistisch geäussert hatte, eine Strafanzeige
wegen Verleumdung gegen drei Bundesrichter eingereicht habe: gegen Ulrich Meyer,
gegen den sie auch wegen Nötigung klagte, gegen Martha Niquille und gegen Yves
Donzallaz, der im Rahmen der Bestätigungswahlen für das Bundesgericht ebenfalls in
die Schlagzeilen geraten war, weil ihn die SVP nicht mehr wählen wollte. 

Aufgrund dieser Ereignisse erwuchs der Judikative nicht nur medialer, sondern auch
immer stärker politischer Druck. Die zunehmende Personalisierung der Gerichte
verstärkte die Tendenz, die bisher eigentlich eher apolitischen Wahlen von
Richterinnen und Richtern zu politisieren. Insbesondere die SVP gelangte mit Kritik an
individuellen Richterinnen und Richtern im Vorfeld von Bestätigungswahlen vermehrt
an die Medien. Allerdings trug sie damit auch dazu bei, dass breit über die
Unabhängigkeit der Judikative diskutiert wurde. Vor allem die Frage, ob und wie stark
die Parteizugehörigkeit von Richterinnen und Richtern eine Rolle spielt und spielen
darf, wurde in zahlreichen Zeitungskommentaren virulent erörtert. Darüber hinaus und
damit eng verbunden wird interessant sein zu beobachten, wie sich all diese Ereignisse
auf die Justiz-Initiative auswirken werden. In der Aargauer Zeitung wurden die
«Justizskandale» als «beste politische Steilpässe» für die Initiative bezeichnet. Auch
aufgrund der Vorkommnisse in der Bundesanwaltschaft könnten in Zukunft also einige
Justizreformen anstehen. 13

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Der vom Verein Solothurner Polittage jährlich vergebene «Wengistein», eine
Auszeichnung für «exemplarische Zivilcourage» ging dieses Jahr an die Schweizer
Fussballnationalmannschaft. Die Fussballer wurden dafür ausgezeichnet, dass sie die
internationale Medienpräsenz eines Länderspiels gegen Schweden dafür nutzten, um
gegen die vom neuen französischen Staatspräsidenten Chirac angeordnete
Wiederaufnahme der unterirdischen Atomtests im Südpazifik zu demonstrieren. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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MARIANNE BENTELI

Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres heisst das ehemalige EMD Departement für
Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS). Dessen Vorsteher, der ehemalige
Sportfunktionär Adolf Ogi, machte von Anbeginn klar, welch eminente Rolle in diesem
Rahmen für ihn der Sport einnehmen wird. Zu seinen Prioritäten erklärte er die
Förderung des Spitzensportes, zu dem die Armee durch die Einrichtung spezieller
Rekrutenschulen und durch den Aus- und Umbau von Waffenplätzen für den
Sportbetrieb beitragen soll. Ganz zentrale Bedeutung hat für ihn die Durchführung der
olympischen Winterspiele 2006 im Wallis. Relativ rasch wurde ihm in der Presse
vorgeworfen, sein Engagement für den Sport – das ihn unter anderem eine ganze
Woche an die olympischen Winterspiele von Nagano (Japan) reisen liess – führe dazu,
dass er den wirklich wesentlichen Aufgaben in seinem Departement zu wenig
Aufmerksamkeit schenke; insbesondere benutze er seine Reisen ins Ausland fast
ausschliesslich dazu, für die Winterspiele 2006 zu werben, so etwa in Moskau, Seoul
und Peking. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Eine grössere sportpolitische Lawine trat der scheidende Präsident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewählten Mitglieder des IOC,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwürfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren IOC-Mitgliedern bestätigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben könnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwürfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gespräche zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. 16
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Nachdem Sion (VS) von der Evaluationskommission des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) für seine Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2006 nur die
allerbesten Noten erhalten hatte, durfte sich die Schweiz reelle Chancen für die
Durchführung dieses sportlichen Grossanlasses ausrechnen, um so mehr als das IOK die
Korruptionsvorwürfe seines Schweizer Mitglieds Hodler ernst zu nehmen schien und für
die weitere Vergabe von Austragungsorten „saubere“ Verhältnisse in Aussicht stellte. 

Um so grösser war die Enttäuschung, als das IOK mit 53 zu 36 Stimmen den Zuschlag für
die Olympischen Winterspiele 2006 der norditalienischen Stadt Turin erteilte, obgleich
die Evaluationskommision diese Kandidatur wegen der langen Transportwege eher
negativ beurteilt hatte. Als Hauptgrund für die Vergabe an Italien wurde in den
Schweizer Medien die Finanzkraft des Turiner Fiat-Moguls Agnelli sowie dessen
persönliche enge Beziehungen zu IOC-Präsident Samaranch genannt, aber auch der
Umstand, dass die Bewerbung Roms für den Olympischen Sommerspielen 2004 trotz
eines exzellenten Dossiers das Nachsehen gegenüber Athen hatte. Hinter vorgehaltener
Hand wurden aber auch Schweizer Sündenböcke ausgemacht: Marc Hodler, der den
IOC-Skandal aufgedeckt hatte, die Debatte über die von Ogi stark favorisierten
Mehrwertsteuergeschenke an das IOC sowie die internationale Isolation der Schweiz. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Die Fussball-Europameisterschaft 2008, die gemeinsam von der Schweiz und von
Österreich ausgerichtet wird, vermochte auch im Berichtsjahr die Gemüter zu erhitzen.
Für politischen Sprengstoff sorgte vor allem das Eingeständnis des Bundesrates, sich
bei den Kosten für die öffentliche Hand massiv verrechnet zu haben. Während das
Parlament 2002 noch von einem Bundesbeitrag von 3,5 Mio Fr. ausgegangen war, den
es auch prompt bewilligt hatte, rechnete das VBS nun in erster Linie aus
Sicherheitsgründen (Hooliganismus) mit Gesamtkosten von 203,6 Mio Fr., wovon auf
den Bund 93,5 Mio entfallen sollen, 28,5 Mio auf die Gesamtheit der Kantone und 81,6
Mio Fr. auf die „Host cities“. (Zur Bekämpfung des Hooliganismus soll das Bundesgesetz
zur Wahrung der inneren Sicherheit verschärft werden, siehe dazu hier). Das führte
nicht nur in den Austragungsorten, vor allem in Bern und Genf, zu heftigem Unmut bis
hin zu Boykott-Drohungen, umso mehr als sich UEFA und Schweizerischer
Fussballverband trotz der erwarteten enormen Gewinne weigern, sich mehr als nur
symbolisch an den Sicherheitskosten zu beteiligen; auch im Gesamtbundesrat stiess
VBS-Vorsteher Schmid vorerst auf wenig Gegenliebe. Er wurde von seinen Kollegen
aufgefordert, die aus dem Ruder laufenden Kosten besser zu begründen. Das VBS ging
noch einmal über die Bücher und reduzierte die Kosten für die öffentliche Hand auf 180
Mio Fr., wovon der Bund rund 75 Mio Fr. übernehmen soll; gemäss einem vom Bund in
Auftrag gegebenen Gutachten müsste aus rechtlicher Sicht der SFV  sämtliche
Sicherheitskosten des Grossanlasses übernehmen.

Für viel Unverständnis sorgten auch die millionenschweren Auflagen, welche die UEFA
den „Host cities“ machen will, sowie ihr Ansinnen, die von ihr ausgerichteten
Siegerprämien dem Schweizer Fiskus zu entziehen.

Trotz der Querelen vom Vorjahr wird Zürich doch noch drei EM-Vorrundenspiele
durchführen können; nachdem keine Rekurse eingegangen waren, stimmten die
Zürcher Stimmberechtigten einem Kredit von rund 120 Mio Fr. für einen Neubau und
einen EM-gerechten Ausbau des Letzigrund-Stadions zu. 18
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Die Fussball-Europameisterschaft EURO 2008, der drittgrösste Sportanlass der Welt
nach Olympischen Spielen und Fussball-Weltmeisterschaften, die von der Schweiz und
Österreich ab dem 6. Juni 2008 ausgerichtet wird, erzeugte in der Bevölkerung, in den
Medien und in der Politik auch negative Reaktionen. Insbesondere wurde kritisiert, dass
damit hohe, über Steuern finanzierte Ausgaben auf die Schweiz und die vier „Host-
cities“ (Basel, Bern, Genf und Zürich) zukommen, dass der Gewinn für die
Volkswirtschaft dagegen nur marginal sei, da die Erfolgshonorare der Spieler und die
milliardenschweren Gewinne der UEFA (Vermarktung der TV-Rechte, Sponsorverträge)
nicht oder nur zu einem verschwindenden Teil in der Schweiz versteuert werden
müssen, da die UEFA den Grossteil der Gewinne an die (ausländischen)
Mitgliederverbände verteilt und in der Schweiz als gemeinnütziger Verein kaum Steuern
bezahlt. (Zu Fragen bezüglich der EURO 08 im Bereich der inneren Sicherheit
(Hooliganismus) sowie der Leistungen der Armee siehe hier resp. hier) 19
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Nach einer Vorbereitungsphase für eine Kandidatur für Olympia 2026 im Graubünden
von knapp einem Jahr stand im Februar 2017 der Bündner Volksentscheid zum Kredit
von CHF 25 Mio. zur Ausarbeitung einer Olympia-Kandidatur an. 
Die Befürwortenden und die Gegnerschaft der Bündner Kandidatur führten einen
Abstimmungskampf mit äusserst ungewissem Ende – wie die Medien betonten –,
nachdem eine Kandidatur für Olympia 2022 erst wenige Jahre zuvor trotz gross
angelegter Pro-Kampagne an der Urne gescheitert war. Die Voraussetzungen für eine
Olympia-Kandidatur hätten sich in den vergangenen Jahren mit der neuen Olympischen
Agenda 2020 des IOK jedoch geändert, argumentierten die Befürwortenden – allen
voran Mitinitiant des Projekts Andreas Wieland, welcher versicherte, dass das Bündner
Konzept diesen neuen Forderungen weitgehend entspreche. Die Befürwortenden sahen
in Bündner Winterspielen im Sinne einer gross angelegten Standortförderung die
Chance, den Tourismus und die Wirtschaft des Kantons anzukurbeln, nachdem sich
Letztere seit 2013 massiv verschlechtert habe. Wie der Volkswirtschaftsdirektor des
Kantons, Jon Domenic Parolini (GR, bdp), vor der Abstimmung befand, stünden die
Chancen für eine Annahme in den touristischen Regionen des Kantons grundsätzlich
gut. Die weniger touristischen Ortschaften wie das Rheintal müssten jedoch noch
stärker für die Vorteile des Vorhabens sensibilisiert werden, so seine Einschätzung. Zu
den organisierten Befürwortenden gehörten unter anderem die bürgerlichen Parteien,
die Bündner Wirtschafts- und Tourismusverbände sowie die Ostschweizer
Regierungskonferenz. 
Die Kontrahenten des Vorhabens – bestehend aus dem Komitee «Olympiakritisches
Graubünden» sowie aus den linken Parteien und den Umweltverbänden – sahen in
einer Volksabstimmung so kurz nach dem letzten Volksnein eine «Zwängerei». Gemäss
Jon Pult (GR, sp), dem prominentesten Gegner des Olympiavorhabens, bestehe in der
Bevölkerung grosser Unmut über diese erneute Abstimmung. Auch der enge Zeitplan –
welcher sich nach dem Vorverschieben der Volksabstimmung auf Wunsch von Swiss
Olympics noch verdichtet hatte – bot Stoff für Kritik: Die transparente Auflistung der
genauen Kosten sei damit nicht möglich und der Bevölkerung werde so die «Katze im
Sack» verkauft, so Sylvia Semadeni (GR, sp) im Gespräch mit der LZ. Weiter gab die
Kontra-Seite zu bedenken, dass der Gigantismus mit der «Pseudoreform-Agenda
2020» (NZZ) nicht wesentlich verhindert werde, es handle sich dabei vielmehr um eine
«Imageübung» (AZ) des IOK. Auch dass die Winterspiele den gewünschten grossen
Profit für alle abwerfen werden, bezweifelte Pult; viel wahrscheinlicher sei es, dass sie
nichts als hohe Defizite für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler hinterliessen und
kurze wirtschaftliche «Strohfeuer» (WW, LZ) die bestehenden wirtschaftlichen
Probleme nicht nachhaltig würden lösen können.

Am 12. Februar 2017 erlosch «Graubündens Olympia-Flämmchen» (NZZ) schliesslich
vollständig. Die Stimmbevölkerung lehnte die Vorlage an der Urne mit einem Nein-
Stimmenanteil von 60.1 Prozent und einer Stimmbeteiligung von 50.1 Prozent ab und
zeigte damit, dass sich die Haltung gegenüber den Olympischen Spielen seit dem
Volksnein 2013 nicht grundlegend verändert hatte. Die Angst vor einem Finanzdesaster,
Gigantismus und Fremdbestimmung überwogen noch immer, war sich die Presse einig.
Das klare Nein sei nicht zuletzt einerseits auf das bevölkerungsstarke Chur und
andererseits auf die möglichen Host-Citys und Tourismus Hotspots St. Moritz, Arosa
und Davos zurückzuführen, welche entgegen den Erwartungen der Befürwortenden den
Kredit für die Ausarbeitung von Winterspielen in ihrem Kanton ablehnten. Im Rennen
um die schweizerischen Olympischen Spiele 2026 verblieb damit nur noch die Walliser
Kandidatur. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2017
CATALINA SCHMID

Im Juni und Anfang Juli 2019 wurde in Frankreich die Frauenfussball-
Weltmeisterschaft ausgetragen. Obwohl die Schweiz die Qualifikation für das Turnier
nicht geschafft hatte, war hierzulande im selben Monat wie der Frauenstreik auch die
Geschlechtergleichberechtigung im Fussball ein Thema, das von den Medien
aufgegriffen wurde. 
So lancierte beispielsweise Sarah Akanji (ZH, sp), Zürcher Kantonsrätin und Fussballerin,
zusammen mit Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG) eine Petition, mit
der sie beim SRF erwirken wollte, dass alle Spiele dieser Frauenfussball-
Weltmeisterschaft mindestens online live gestreamt und die Endrunde live im
Fernsehen gezeigt werden. Beim SRF stiessen diese Forderungen jedoch auf wenig
Verständnis. Das Programm werde unabhängig von politischen Interessen
zusammengestellt. Gegenüber den Medien zeigte sich Akanji enttäuscht, da durch den
Livestream ein neues Publikum hätte erreicht werden können. Denn gerade die
Öffentlichkeit und Sichtbarkeit – wie zum Beispiel die Ausstellung der FIFA zum
Frauenfussball – seien eminent wichtig, um zu zeigen, dass Frauen und Männer «gleich
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viel wert sind». 
Auch die Lohnunterschiede zwischen Fussballerinnen und Fussballern wurde in den
Medien diskutiert. Während der deutsche Sportökonom Frank Daumann die
Differenzen mit dem Angebot-Nachfrage-Prinzip rechtfertigte, forderten
Fussballerinnen den gleichen Lohn für die gleiche Arbeit. Neben den
Gehaltsdifferenzen zwischen den Geschlechtern zeigten sich zum Zeitpunkt der WM
ebenfalls Unterschiede bezüglich Bezahlung zwischen den verschiedenen Frauenteams:
Schweizweit waren 2018 lediglich zwei Spielerinnen vom Servette FC als Profis
registriert. 16 der 25 Nationalspielerinnen spielten 2019 im Ausland, wo das Gehalt und
die Bedingungen als besser gelten. 
In der Zwischenzeit stiess die Frauenfussball-Weltmeisterschaft weltweit auf so grosses
Interesse wie noch nie zuvor. Über eine Milliarde Zuschauerinnen und Zuschauer
verfolgte den Anlass über das Fernsehen und auch in der Schweiz war die
Berichterstattung über die Veranstaltung beachtlich. Verschiedene Zeitungen befassten
sich mit dem Frauenfussball-Boom und erklärten, die Schweizer Fussballvereine
müssten nun aufpassen, dass sie bezüglich weiblicher Teams den Anschluss an die
Clubs anderer Länder nicht verlören. 21

Im Juni 2019 gastierte der Formel-E-Zirkus in der Stadt Bern. Obwohl das Budget von
CHF 15 Mio. durch Sponsoren getragen wurde und somit keine Steuergelder flossen, die
Tickets innerhalb einiger Minuten ausverkauft waren und über 100'000 Leute live
mitverfolgten, wie mit Sébastien Buemi ein Schweizer aufs Podest fuhr, fand der ganze
Anlass nicht ohne Nebengeräusche statt. 
Bereits im Vorfeld war das Rennen stark umstritten. Während für die Stadtregierung die
Elektromobilität sowie die neuen Technologien im Zentrum standen und
Sicherheitsdirektor Reto Nause (BE, cvp) den Anlass als «Event in der Champions
League» bezeichnete, äusserten die Gegnerinnen und Gegner den Vorwurf, das Rennen
sei nicht nachhaltig und nütze nur dem Tourismus und dem Veranstalter. Die Regierung
wurde vom Parlament heftig kritisiert und Gemeinderätin Ursula Wyss' (BE, sp) positive
Haltung gegenüber der Veranstaltung führte in der SP-Parteiführung zu Diskussionen.
Umweltschützer und -schützerinnen betonten, die Formel-E sei umweltschädlich und
Elektroautos stellten keine wirksame Massnahme gegen den Klimawandel dar. Zudem
wiesen sie auf die 1'000 Lastwagenfahrten hin, die für den Materialtransport nach Bern
nötig gewesen waren. Die Veranstalter ihrerseits machten auf ihre Partnerschaft mit
myclimate aufmerksam und erklärten, dass ihr Ziel eine klimafreundliche Durchführung
des Events sei. Laut der Berner Zeitung verursachte der gesamte E-Prix-Zirkus im
Vorjahr aber 32'000 Tonnen CO₂. 
Weitere Spannungen gab es bezüglich der Streckenführung, welche die Veranstalter
wegen der Kulisse so nahe wie möglich bei der Stadt haben wollten. Dadurch waren
Teile des Obstbergquartiers für einige Tage nicht mehr mit dem Auto erreichbar und
auch der öffentliche Verkehr war eingeschränkt. Gemäss Heini Gysel, Präsident der
Nachbarschaftsgruppe, sprachen sich 9 von 10 Einwohnerinnen und Einwohner gegen
den Anlass aus. Die Kommunikation sei mangelhaft gewesen und man sei enttäuscht von
der rot-grünen Regierung. Ein weiterer Vorwurf lautete, dass die Anwohnerinnen und
Anwohner nie gefragt worden seien, ob sie das Rennen wollten. Doch nicht alle im
Obstbergquartier waren dem Rennen gegenüber negativ eingestellt. So gab es
beispielsweise auch Personen, die ihren Balkon für eine bessere Sicht auf die Strecke
vermieteten.
Nicht nur Bewohnerinnen und Bewohner des Obstbergquartiers zeigten sich nicht sehr
erfreut über den Event, auch die Begeisterung der Ladenbesitzer und -besitzerinnen in
der Altstadt hielt sich in Grenzen. Grund dafür war das sogenannte E-Village, also die
Fanzone, mit der einige Gassen völlig zugestellt wurden. Kundinnen und Kunden blieben
in der Folge wegen des erschwerten Zugangs aus und die Eigentümer und
Eigentümerinnen der Geschäfte beschwerten sich, dass sie nicht informiert worden
seien. 
Der Formel-E-Veranstaltung wurde zudem mit Protest begegnet. Das Grüne Bündnis
und einige andere linke Parteien bildeten zusammen das Bündnis «Formel-E ade». Am
Donnerstag vor dem Rennen gab es eine bewilligte Velodemonstration, an der gut 1'000
Personen teilnahmen. Weil dabei Infrastrukturen, Werbebanner wie auch TV- und
Stromkabel beschädigt wurden, was in einem Sachschaden von CHF 400'000
resultierte, konnte am Freitag ein geplantes Training erst gegen Abend stattfinden.
Alberto Longo, stellvertretender Geschäftsführer der Formel-E, zeigte kein Verständnis
für die Vandalen und liess verlauten, dass man rechtliche Schritte prüfen wolle. Obwohl
das Rennen friedlich verlief, kam es auch in den darauffolgenden Tagen noch zu
Problemen. So funktionierte wegen den Abbauarbeiten auch drei Tage nach der
Veranstaltung der ÖV nicht völlig reibungslos.
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Eine Rückkehr der Formel-E nach Bern dürfte unwahrscheinlich bleiben. Dies nicht nur
wegen den Gegnern und Gegnerinnen, sondern auch weil – wie im Januar 2020 bekannt
wurde – die Swiss E-Prix Operations AG, die Organisatorin der Schweizer Formel-E-
Rennen, Konkurs ging. 22

Vom 23. bis zum 25. August 2019 fand in Zug das Eidgenössische Schwing- und
Älplerfest (ESAF) statt, über das in den Medien ausführlich berichtet wurde. In dem
weltweit grössten temporären Stadion der Welt wurde Christian Stucki vor 56'500
Zuschauern zum Schwingerkönig gekrönt. Es handelte sich um das bislang grösste
Schwingfest der Geschichte. Das Budget von CHF 36.5 Mio. entsprach gemäss Presse
dem Sechsfachen von dem, was 1998 in Bern für das damalige Schwingfest budgetiert
worden war. Doch nicht nur die Gelder, sondern auch die Anzahl Zuschauer und
Zuschauerinnen hatte in den vergangenen 25 Jahren stetig zugenommen. Auf dem 105
Fussballfelder grossen Festgelände fanden sich in drei Tagen schätzungsweise 420'000
Personen ein. Im Vorfeld hatte man mit 85'000 Logiernächten gerechnet.
Entsprechend gross war auch die Nachfrage nach Tickets gewesen. Mehr als 180'000
Leute hatten sich für die der allgemeinen Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden
Eintrittskarten interessiert. Dies machten sich einige Billettinhaber und -inhaberinnen
zunutze, indem sie die CHF 150 bis CHF 245 teuren Karten auf Internetplattformen wie
Ricardo für bis zu CHF 1'600 für zwei Tickets weiterverkauften. Das
Organisationskomitee ging gegen diese Weiterverkäufe mittels Drohungen vor, mit dem
Ziel die Verkäufer und Verkäuferinnen zu belangen und die weiterverkauften Billette für
ungültig zu erklären.
Der Grund für das breite Interesse der Allgemeinheit am Schwingsport schrieben die
Medien dem Fernsehen zu. Hatte man 2001 noch vor dem Schlussgang zur Endphase
eines Formel-1-Rennens umgeschaltet, so wäre dies 2019 undenkbar gewesen. Das SRF
konnte mit über einer Million Fernsehzuschauerinnen und -zuschauern und einer
Traumquote von siebzig Prozent einen grossen Erfolg verbuchen. Neben der hohen
Einschaltquote konnte das Staatsfernsehen auch vom für sie ausserordentlich
günstigen Deal mit dem Schwingverband profitieren. Rolf Gasser,
Verbandsgeschäftsführer, wollte zwar keine Zahlen nennen, der Jahresrechnung lässt
sich allerdings entnehmen, dass das SRF dem Verband für die TV-Rechte pro Jahr
lediglich CHF 172'320 entrichten muss – die Verbände des Fussballs und Eishockeys
kassieren vergleichsweise ca. CHF 30 Mio. pro Jahr. Dieser Vertrag läuft noch bis 2022,
der Schwingverband hat allerdings nicht vor, danach an der momentanen Situation
etwas zu verändern. Es sei eine «Win-win-Situation» für beide Seiten, so Gasser in der
Aargauer Zeitung. 
Auch die Schwinger – im Zusammenhang mit dem ESAF erhalten Schwingerinnen kaum
Aufmerksamkeit – selber konnten vom wachsenden Interesse an ihrem Sport
profitieren, denn nun waren auch Sponsoren an ihnen interessiert. 2010 wurde das
Werbeverbot für Schwinger aufgehoben. Innerhalb der Arena mag sämtliche Werbung
zwar immer noch verboten sein, die privaten Werbeeinkünfte wuchsen jedoch
zwischen 2011 und 2019 von CHF 690'000 auf CHF 2.277 Mio. an. Das ESAF selber
konnte dank dem Sponsoring CHF 17 Mio. einnehmen. Zudem gab es so viele Anfragen
von Privaten oder Organisationen, die den Siegermuni Kolin sponsoren wollten, dass
ausgelost werden musste, wem diese Ehre zuteil wurde. 
Verschiedene Zeitungen befassten sich auch mit der Frage, ob Schwingen politisch sei
oder nicht. Währenddem die Aargauer Zeitung feststellte, dass in den vergangenen 25
Jahren mit Ausnahme von Christoph Blocher 1999 alle Hauptredner des
Eidgenössischen Schwing- und Älplerfests Bundesräte waren, griff der Tages Anzeiger
einige Geschichten auf, unter anderem dass das Schwingen, welches ursprünglich
verboten gewesen war, von Berner Aristokraten 1805 genutzt wurde, um die ländliche
Bevölkerung des Oberlandes für sich zu gewinnen. Gemäss dem Autor dieses Artikels
war der Schwingsport «stets politisch, wurde immer schon instrumentalisiert und
eigennützig gefördert». Heinz Tännler (ZG, svp), OK-Präsident des ESAF Zug 2019 und
Regierungsrat des Kantons Zug, kandidierte im Herbst 2019 für einen Sitz im Ständerat.
Er selber erklärte im Vorfeld des Schwingfests, dass die Publizität des Schwingfests
sicherlich nützlich sei, dass sich die beiden Termine aber zufällig kreuzten und er
bereits seit sechs Jahren OK-Präsident des ESAF sei. Wie sich im November 2019 zeigen
sollte, schaffte er trotz des gelungenen Schwingfests den Sprung ins Stöckli nicht. 23
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Neue Medien

Qu'est-ce que les suisses et les suissesses ont le plus recherché sur Google en 2021?
Voici le titre d'un article de la NZZ qui a repris les chiffres de l'entreprise américaine.
Verdict, la recherche la plus fréquente en 2021 a été «Euro2021». Le championnat
d'Europe de football s'est tenu dans plusieurs villes d'Europe durant l'été. La
personnalité la plus recherchée se nomme Yann Sommer, le gardien de l'équipe
nationale suisse, qui a sorti le grand jeu pour permettre à la Suisse d'atteindre les
quarts de finale de l'Euro. Les questions les plus fréquentes ont avant tout concerné la
pandémie de coronavirus: «Combien de temps est valable un test PCR?», «Combien de
temps dure le corona?», «Quel part de la population suisse est vaccinée?» ou encore
«Combien coûte un test contre le virus?» sont autant de questions qui ont
préoccupées la population helvétique. 24
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